
Mode-Check

So stylisch ist Stuttgart
Stuttgart hat mehr zu bieten als Men-
schen im Einheitslook. Wir blicken auf
das Jahr und unsere Mode-Serie zurück.
www.stuttgarter-zeitung.de/stadtkind

Heute in der Zeitung

Aus aller Welt

Schiff rammt Rheinbrücke
Ein Kreuzfahrtschiff hat den Pfeiler
einer Autobahnbrücke über den Rhein
gerammt. Das hat Folgen. SEITE 10

Aus für Mainzelmännchen-Ampel
Gar nicht mehr lustig: Die Stadt Ehingen muss die Mainzel-
männchen-Ampel unverzüglich wieder entfernen. SEITE 29

Politik

Golfspieler und Geschäftsmann 
Der US-Präsident nutzt die Ferien, um seine Amtsgeschäfte 
mit seinen wirtschaftlichen Interessen zu verquicken. SEITE 6

Wirtschaft

Finanzinvestoren auf Einkaufstour
Finanzinvestoren sind hierzulande in Kauflaune und haben 
in diesem Jahr 210 Firmen gekauft. SEITE 11

Reportage

Porträt einer Junggebliebenen
Für die Stuttgarter Künstlerin Lilli Bantel, 90, besteht das 
Leben nicht aus Jahreszahlen, sondern aus Bildern. SEITE 30

Kultur

Der Papst und die Sprachen
Franziskus lässt Übersetzungen liturgischer Texte nicht 
mehr im Vatikan prüfen. Das führt zu Streit. SEITE 31

Sport

Schachmatt
Schachfans sind entsetzt: Das Compu-
terprogramm „Alpha Zero“ von Google
scheint unbesiegbar zu sein. SEITE 39

Kommentare & Kolumnen

Diesel Die Umtauschprämie bewirkt nur vorgezogene Käu-
fe, die 2018 fehlen werden, befürchtet Harry Pretzlaff. SEITE 12
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Chaos In Stuttgart quellen schon wieder die Glascontainer 
über. Es muss etwas passieren, meint Jan Sellner. SEITE 21 
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So wird das Silvesterwetter 
Ob Regen oder Nebel die freie Sicht auf das Feuerwerk ver-
bergen, lesen Sie in unserer Wettervorhersage für Silvester.
www.stuttgarter-zeitung.de/thema/silvester

Entdecken

„Unsere Leichtfertigkeit ist ein Problem“
Der Science-Fiction-Autor Dirk van den Boom beschäftigt 
sich damit, wie künstliche Intelligenz uns beeinflusst. SEITE 20

Stuttgart & Baden-Württemberg

Party-Lokal H’ugo’s schließt 
An Silvester wird die letzte Party im H’ugo’s gefeiert. Romu-
lo Kurányi räumt Fehler ein und hört als Wirt auf. SEITE 22
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Standseilbahn wird generalüberholt
Die Merkurbergbahn in Baden-Baden wird saniert. Kosten 
von bis zu 7,7 Millionen Euro werden erwartet. SEITE 28

Das digitale Angebot der StZ

Immer aktuell und früher informiert
Nutzen Sie mit der Webseite und der digitalen Zeitung die 
gesamte redaktionelle Vielfalt der StZ. Informationen unter 
www.stuttgarter-zeitung.de/plus

Wie geht die Gesetzesumsetzung ganz praktisch?
Letztlich ist es eine Art Verschiebebahnhof. Geflüch-
tete Menschen aus Gemeinschaftsunterkünften, die
bereits ihre Anerkennung haben oder 24 Monate
hier sind, müssen in andere Unterkünfte für die so-
genannte Anschlussunterbringung umziehen. Und
Menschen, die noch im Asylverfahren sind, und in
einer Anschlussunterbringung leben, wechseln in
eine Gemeinschaftsunterkunft.

Ist es problematisch, in dieser Lebensphase umzie-
hen zu müssen?
Ja. Wir haben sehr oft miterlebt, dass dies für die
Geflüchteten immer ein großer, mit vielen Unsi-
cherheiten einhergehender Stress ist. Es haben
sich Gemeinschaften gebildet, man weiß, wie
man miteinander klarkommt. Plötzlich ist al-
les wieder anders.

„Es ist ein großer Verschiebebahnhof“
Interview Wie sich der Anspruch auf 
mehr Wohnfläche für die Flüchtlinge 

auswirkt, erklärt Ursula Zitzler, Leiterin 
des Ostfilderner Freundeskreises Asyl.

F
rau Zitzler, wie lebt man eigentlich auf
4,5 Quadratmeter Wohnfläche?
Ganz schön beengt. Dazu kommt ja noch, dass

man auf diesen wenigen Quadratmetern nicht allei-
ne ist. Viele Geflüchtete waren in Mehrbettzimmern
untergebracht mit wenig Möglichkeiten für Privat-
heit. Man kann sich vorstellen, wie sich das Leben 
anfühlt, wenn man zur Schule geht und lernen will. 

Sein Leben von 4,5 auf sieben Quadratmeter ausdeh-
nen zu können ist also eine Verbesserung?
Ja, auf alle Fälle. 

Es ist ja aber nicht möglich, Räume einfach auszu-
klappen und so mehr Platz zu haben. Wie also geht’s?
Wir haben in Ostfildern mehrere große Gemein-
schaftsunterkünfte. Eine ist in einem Industriegebiet
in Nellingen. Sie war ursprünglich für 150 Männer 
ausgelegt. Im Moment leben dort 118 Bewohner. Ab
Januar 2018 soll die Zahl der Bewohner auf 103 verrin-
gert werden. Dazu werden beispielsweise Dreibett-
zimmer in Zweibettzimmer umgewandelt, so dass
dann für die Einzelnen mehr Platz zur Verfügung
steht. Aber es ist klar: Auch wenn man sieben Quad-
ratmeter hat und weiter zu zweit lebt, ist es nicht ideal.
Aber es soll ja auch keine Dauerunterbringung sein.

Behindert es den Integrationsprozess, wenn gerade ge-
wachsene Strukturen wieder aufgebrochen werden?
Durchaus. Es ist uns deshalb sehr wichtig, dass die 
Menschen in Ostfildern bleiben dürfen und nicht in
andere Gemeinden im Kreis Esslingen umziehen
müssen. Denn viele besuchen hier Sprachkurse, an-
dere gehen zur Schule, sind in Ausbildung oder 
arbeiten. Sie sind eingebunden und haben in der Re-
gel auch ehrenamtliche Betreuer. Gewachsene
Strukturen und Bindungen erweisen sich als stabil.
Solche Beziehungen darf man nicht zerstören.

Das Gespräch führte Hilke Lorenz.

M
ehr Puffer hätte sich der
Städtetag Baden-Württem-
berg noch vom Innenminis-

terium gewünscht. Ein weiteres Jahr,
damit sich vor allem die großen Städte
und Landkreise auf die neue Landesre-
gel für die Unterbringung von Flücht-
lingen in Gemeinschaftsunterkünften
– die erste, vorläufige Station nach der
Landeserstaufnahmeeinrichtung
(Lea) – vorbereiten können. Einen
Aufschub von zwei Jahren hat es schon
gegeben. Mehr war nicht drin: Von Ja-
nuar 2018 an hat jeder Flüchtling im
Südwesten einen Anspruch von sieben
statt bisher 4,5 Quadratmeter Wohn-
fläche in den Unterkünften – der Zwi-
schenphase zwischen der Lea und der
(im Falle eines anerkannten Bleibe-
rechts) Anschlussunterbringung, die 
dann schon dauerhaften, „normalen“
Wohnverhältnissen gleichen soll. Was
kommt auf die Stadt- und Landkreise
zu – und sind sie dafür gewappnet?

Schrittweise Umsetzung

Die Stadt Stuttgart wird die neue Vor-
gabe erst Schritt für Schritt umsetzen
können. Wäre dies schon zu Beginn
des Jahres möglich, „hätten wir in der
Vergangenheit Überkapazitäten ge-
schaffen“, sagt Sozialamtsleiter Stefan
Spatz. Er geht davon aus, dass bis Ende
April „etwa 3600 Geflüchtete über sie-
ben Quadratmeter Fläche verfügen“. 
Derzeit sind die rund 10 000 Plätze in
städtischen Einrichtungen zu 73 Pro-
zent belegt, Mitte Dezember waren 
dort 7319 Menschen untergebracht. In
den kommenden Monaten werde man
die Wohnverhältnisse sowohl für die
Flüchtlinge in der vorläufigen Unter-
bringung als auch für die Anerkannten
in der Anschlussunterbringung ver-
bessern. Das sei „für den sozialen Frie-
den vor Ort zwingend“, betont Spatz.
Die Umstellung bringe es mit sich, dass
manche Flüchtlinge umziehen müs-
sen. Man werden dabei „so gut als
möglich alle sozialen Rahmenbedin-
gungen“ wie den Besuch von Kindern
in Kitas oder Schulen berücksichtigen,
sagt Spatz. Integrationsbürgermeister
Werner Wölfle (Grüne) bekräftigt,
man begrüße die Sieben-Quadratme-
ter-Regelung, „auch wenn sie die Stadt
mehr Geld kostet“. Zumal viele der Be-
wohner, die in den Systembauten le-
ben, dort mangels Alternative noch
länger bleiben werden. ury

Heftige Proteste in Ludwigsburg

Im Kreis Ludwigsburg gibt man sich 
gelassen. Man habe sich schon im Lau-
fe der Zeit auf die sieben Quadratme-
ter Wohnraum umgestellt und neue
Unterkünfte entsprechend geplant, so
Andreas Fritz, der Sprecher des Land-
ratsamts. „Zurzeit sind etwa 3500
Flüchtlinge in den Gemeinschafts-
unterkünften des Landkreises in der
vorläufigen Unterbringung.“ Engpässe
zeichnen sich dagegen bei den Kom-
munen im Kreis Ludwigsburg ab: Die
Stadt Ludwigsburg geht davon aus,
dass sie 2018 bis zu 600 anerkannten
Flüchtlingen Wohnraum bieten muss.
Bisher gibt es aber nur Platz für 300.
Als die Verwaltung ein Konzept für den
Bau von vier Flüchtlingsunterkünften
im Stadtgebiet vorlegte, war der Auf-
schrei groß. Geplant war der Bau von
Cube-11-Modulen – würfelförmigen
Holzhäusern, die die Ludwigsburger 
Wohnungsbau (WBL) entwickelt hat.
Anders als Container sind sie für eine
Nachnutzung – etwa als Studenten-
wohnheime – geeignet. Wegen des
Bürgerprotestes, aber auch weil der

Gemeinderat die Zustimmung verwei-
gerte, musste die Verwaltung den Plan
aufgeben. Wie es weitergeht, ist offen.
Streit gab es auch, als die Städte Rems-
eck und Kornwestheim im Sommer
mitteilten, in Pattonville eine Unter-
kunft für 200 Flüchtlinge bauen zu
wollen. Inzwischen ist man zurückge-
rudert: Von den 200 Plätzen sollen nur
noch 80 Flüchtlingen vorbehalten
sein. Die übrigen sollen als Sozialwoh-
nungen angeboten werden. lai

Umstellung ist fast geschafft 

Der Kreis Böblingen hat nach eigenen
Angaben die Umstellung schon vollzo-

gen. Lediglich in Einzelfällen, wenn
eine Familie zusammen untergebracht
ist, könne es derzeit noch zu einer ge-
ringfügigen Abweichung kommen. Ak-
tuell verfüge der Landkreis bei einer
Bemessung von sieben Quadratme-
tern Wohn- und Schlaffläche pro Per-
son über insgesamt 1983 Plätze in den
Gemeinschaftsunterkünften. Unter-
gebracht seien derzeit 1646 Personen
– das entspreche der Regelauslastung
von 80 Prozent. Mit dieser Platzreser-
ve könne man nicht nur steigende Auf-
nahmezahlen abfangen, sondern auch
die Belegung der Unterkünfte sozial 
verträglich steuern, wenn zum Bei-

spiel mehrere Familien und Alleinste-
hende aufgenommen werden müssen 
und man vermeiden möchte, dass sich 
Familien Unterbringungen teilen oder
auch mit Alleinstehenden gemischt
werden müssen. Der AK Asyl in Sin-
delfingen ist nicht glücklich über die
Umsetzung der Anschlussunterbrin-
gung. Viele Flüchtlinge seien weiter-
hin in Gemeinschaftsunterkünften
untergebracht. Dies erschwere die In-
tegration. Ziel müsse sein, den Leuten 
eigene Wohnungen zu geben. wi

Notquartiere wurden abgebaut

Der Kreis Esslingen schafft es aller
Voraussicht nach, jedem Flüchtling in
einer vorläufigen Unterkunft mehr 
Platz zur Verfügung zu stellen. „Wir
rechnen mit einem Bedarf von rund
4000 Plätzen“, sagt Peter Keck, Spre-
cher der Kreisverwaltung. Darin ent-
halten ist ein Puffer von 600 Plätzen, 
welcher die 44 Städte und Gemeinden
entlastet, die mit der Anschlussunter-
bringung in Verzug sind. Im Vorgriff
auf die Neuregelung sind im Laufe des
Jahres 613 neue Plätze geschaffen
worden. Zugleich wurden Notquartie-
re abgebaut – zuletzt auch der seit
Herbst 2013 bestehende Container-
standort bei der Philipp-Matthäus-
Hahn-Schule in Nürtingen. adt

Der Durchschnittswert stimmt

Laut Angaben des Waiblinger Land-
ratsamts erfüllt der Rems-Murr-
Kreis in seinen rund 50 Gemein-
schaftsunterkünften, deren Zahl im 
Frühjahr auf 38 reduziert werden soll,
schon jetzt die geforderten Bedingun-
gen – zumindest im Durchschnitt. 
Letzteres bedeute, dass den Geflüchte-
ten „in den allermeisten Fällen“ sieben
Quadratmeter oder mehr zur Verfü-
gung stünden, so eine Sprecherin. Um-
baumaßnahmen oder Probleme ergä-
ben sich für die Kreisverwaltung durch
die neuen gesetzlichen Mindestanfor-
derungen nicht. Zuletzt waren in den
Gemeinschaftsunterkünften des 
Rems-Murr-Kreises noch rund 2900 
Personen untergebracht. fro

Warten auf den Anschluss

Für den Kreis Göppingen bedeutet die
Neuregelung laut Wolfgang Munz von
der Kreisverwaltung, dass weiter na-
hezu alle bestehenden Gemeinschafts-
unterkünfte aufrechterhalten werden.
Weil es zu wenig Wohnungen für die
Anschlussunterbringung gibt, müssen
viele Menschen länger als die vorgese-
henen maximal 24 Monate in den Ge-
meinschaftsunterkünften ausharren.
Das betrifft Munz zufolge von insge-
samt 1900 Flüchtlingen derzeit rund 
700 Menschen. Die Kreisverwaltung
appelliert an die Kommunen, mehr
Wohnraum zu schaffen. Mit gutem
Beispiel ist Ebersbach vorangegangen.
Die Kommune hat rund 770 000 Euro 
für zwölf Zweizimmerwohnungen in
einer Containeranlage aufgewendet.
Und Wäschenbeuren hat unlängst mit
dem Filstalhaus das erste für diesen
Zweck entwickelte Modulgebäude in
Holzbauweise mit vier Wohnungen für
Geflüchtete eingeweiht – Kosten-
punkt: 640 000 Euro.

Auch viele andere Kommunen im
Südwesten haben zunehmend Proble-
me, Flüchtlinge langfristig unterzu-
bringen – und sie klagen über die fi-
nanzielle Herausforderung: Während 
das Land die Kosten für die vorläufige
Unterbringung pauschal erstattet,
sind die Gemeinden für die Unterbrin-
gung danach alleine zuständig. com

2,5 Quadratmeter mehr

Asyl Der Städtetag hatte noch für Aufschub plädiert, 
doch von Januar an gilt im Südwesten: jeder Flüchtling, 

der in einer Gemeinschaftsunterkunft lebt, hat Anspruch 
auf sieben Quadratmeter Wohnfläche. Wie gut sind

die Kommunen vorbereitet? Von unserer Regionalredaktion

Tagesthema

Vereinbarung Schon vor 
der Flüchtlingskrise 2015 
hatte die damalige grün-
rote Regierung in Baden-
Württemberg beschlos-
sen, Asylsuchenden eine 
bessere Unterbringung zu 
ermöglichen. Aus diesem 
Grund wurde Mitte De-
zember 2013 das neue 
Flüchtlingsaufnahmege-
setz (Flüag) abgesegnet, 

das zum 1. Januar 2014 in 
Kraft getreten ist. Darin 
sind neben dem Anspruch 
an die Unterkünfte auch 
die Pauschalen der Kosten-
erstattung für die Stadt- 
und Landkreise und der 
Umgang mit minderjähri-
gen Flüchtlingen geregelt.

Wohnraum Ursprünglich 
sollte der Anspruch auf 

sieben Quadratmeter 
Wohnfläche pro Flüchtling 
seit Januar 2016 gelten. 
Auf dem Höhepunkt der 
Flüchtlingskrise wurden 
die höheren Standards für 
die Unterbringung aller-
dings noch für zwei Jahre 
zurückgestellt, um die 
Kommunen nicht zu über-
lasten. Diese Übergangs-
frist ist nun abgelaufen. StZ

MASSGABE FÜR DIE UNTERBRINGUNG VON FLÜCHTLINGEN

Manche Flüchtlinge müssen jetzt umziehen. Fotos: factum/Granville, privat

HILFE BEI DER INTEGRATION

Person Ursula Zitzler ist Vorsitzende des im
April 2014 gegründeten Freundeskreises
Asyl Ostfildern. Die 63-Jährige wohnt seit
1988 in Ostfildern.

Verein Die Initiative hilft Flüchtlingen
unter anderem beim Lernen der deut-
schen Sprache, bietet Begleitung im
Alltag, etwa bei Behördengängen 
und Arztbesuchen. ilo
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